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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der in 
Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 130/66/EWG über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik gesetzten Frist. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Novem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821. Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Verlängerung der in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik gesetzten Frist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorsdilag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 130/ 
66/EWG des Rates vom 26. Juli 1966 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik 2) legt die 
Italienisdie Republik der Kommission vor Ablauf 
der Übergangszeit einen oder mehrere mit Belegen 
versehene Rechenschaftsberichte über die Ausgaben 
vor, die sie bei Oliven und Olivenöl vom 1. Novem- 
ber 1965 an und bei Obst und Gemüse vom 1. Ja- 
nuar 1966 an für die Maßnahmen zur Verbesserung 
der Erzeugungs- und Vermarktungsstrukturen ge- 
tätigt hat. 

Gemäß Artikel 12 Absatz 4 Unter absatz 3 der Ver- 
ordnung Nr. 159/66/EWG des Rates vom 25. Oktober 
1966 mit zusätzlichen Vorschriften für die gemein- 
same Marktorganisation für Obst und Gemüse®), 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2515/ 
69^), wird der Unterschied zwischen dem Betrag 
von 40 Millionen Rechnungseinheiten und den auf 
dem Binnenmarkt getätigten Interventions ausgaben 
für die Verbuchungszeiträume 1966/67, 1967/68 und 
1968/69 und zweites Halbjahr 1969 zu den gleichen 
wie den in Artikel 4 der Verordnung Nr. 130/66/ 
EWG vorgesehenen Bedingungen an die Italienische 
Republik gezahlt. 

Die italienisdie Regierung hat bei der Kommission 
beantragt, die am 31. Dezember 1969 abgelaufene 
Frist, die wegen der für die Verwaltungsformali- 
täten und die Durchführung der Arbeiten benötigten 
Zeit nicht eingehalten werden konnte, bis zum 
31. Dezember 1973 zu verlängern. 


Die Einhaltung der mit dem Ende der Übergangs- 
zeit abgelaufenen Frist hinsichtlich der Beträge, die 
gemäß Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung Nr. 159/ 
66/EWG für die Verbuchungszeiträume 1967/68, 
1968/69 und zweites Halbjahr 1969 an die Italie- 
nische Republik gezahlt werden, bis zum 31. Dezem- 
ber 1969 jedoch nicht überwiesen wurden, ist nicht 
möglich. 

Die beantragte Verlängerung erscheint daher ge- 
rechtfertigt - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die Frist, die in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 130/66/EWG festgesetzt wurde, um der Italie- 
nischen Republik Gelegenheit zu geben, der Kom- 
mission einen oder mehrere mit Belegen versehene 
Rechenschaftsberichte über die Ausgaben für Maß- 
nahmen zur Strukturverbesserung bei der Erzeugung 
und Vermarktung von Oliven, Olivenöl sowie Obst 
und Gemüse vorzulegen, wird bis zum 31. Dezember 
1973 verlängert. 

Die Italienische Republik wird jedoch jedes Jahr bis 
zum 31. Dezember einen mit Belegen versehenen 
Zwischenberidit über die getätigten Ausgaben vor- 
legen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 10 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 130/66/ 
EWG des Rates vom 26. Juli 1966 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik wurde der 
Italienischen Republik am 1. August 1967 aus den 
Mitteln der Abteilung Ausrichtung des EAGFL für 
Strukturverbesserungen bei der Erzeugung und Ver- 
marktung von Oliven, Olivenöl sowie Obst und 
Gemüse im voraus ein Betrag von 45 Millionen 
Rechnungseinheiten ausgezahlt. Nach Absatz 3 des- 
selben Artikels legt die Italienische Republik der 
Kommission vor Ablauf der Übergangszeit einen 
oder mehrere mit Belegen versehene Rechenschafts- j 
berichte über die für die genannten Maßnahmen 
getätigten Ausgaben vor. 

Gemäß Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung Nr. 159/ 
66/EWG des Rates vom 25. Oktober 1966 mit zu- 
sätzlichen Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Obst und Gemüse wurde der Italie- 
nischen Republik aus Mitteln der Abteilung Aus- 
richtung des EAGFL am 31. März 1969 für den Ver- 
buchungszeitraum 1966/67 zu den gleichen wie den 
in Artikel 4 der Verordnung Nr. 130/66/EWG vor- 
gesehenen Bedingungen ein Betrag von 20 Millionen 
Rechnungseinheiten gezahlt. 

Nach Angaben der italienischen Regierung war die 
Zeit für die Verwaltungsformalitäten (Aufstellung 


der Interventionsprogramme, Vorbereitung, Kon- 
trolle und Verfahren der Vorhabensgenehmigung, 
Gewährung der Mittel) sowie für die Durchführung 
der Arbeiten nicht ausreichend, so daß der für die 
Vorlage der Rechenschaftsberichte und Belege über 
die Verwendung der vorstehend genannten Beträge 
von 45 Millionen Rechnungseinheiten und 20 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten vorgesehene Termin des 
31. Dezember 1969 nicht eingehalten werden konnte. 

Außerdem kann diese Frist für den Betrag von 
'22 969 486 Rechnungseinheiten, der am 26. Januar 
1970 für den Verbuchungszeitraum 1967/68 gezahlt 
wurde, und für die gemäß Artikel 12 Absatz 4 der 
Verordnung Nr. 159/66/EWG für die Verbuchungs- 
zeiträume 1968/69 und zweites Halbjahr 1969 zu zah- 
lenden Beträge nicht eingehalten werden, weil diese 
Zahlungen nach dem 31. Dezember 1969 erfolgten. 

Gemäß dem Antrag der italienischen Regierung 
wird deshalb vorgeschlagen, die in Artikel 4 der 
Verordnung Nr. 130/66/EWG vorgesehene Frist bis 
zum 31. Dezember 1973 zu verlängern; die Italie- 
nische Republik hat jedoch jedes Jahr bis zum 
31. Dezember einen mit Belegen versehenen Zwi- 
schenbericht über die getätigten Ausgaben vorzu- 
legen. 
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